
Gesetzblatt Teil I Nr. 16 — Ausgabetag: 15. Oktober 1963 297

(3) Kommt ein Bürger seiner Verpflichtung zur Ent­
schuldigung oder öffentlichen Zurücknahme einer 
Beleidigung oder Verleumdung nicht nach, kann die 
Konfliktkommission erneut beraten (§ 21 Abs. 3). Sie 
kann mit Ausnahme der Geldbuße eine andere geeig­
nete Erziehungsmaßnahme (§ 34) festlegen und be­
schließen, daß die öffentliche Zurücknahme einer Be­
leidigung oder Verleumdung durch eine Veröffent­
lichung ihrer Entscheidung ersetzt wird.

§61

(1) Die in einem Beschluß der Konfliktkommission 
enthaltene Festlegung, Verpflichtung oder Einigung 
über Geldforderungen, Wiedergutmachung des Scha­
dens, Geldbuße, Herausgabe von Sachen, Vornahme 
von Reparaturen und Erstattung von Auslagen kann 
vom Kreisgericht für vollstreckbar erklärt werden.

(2) Der Anspruchsberechtigte kann beim Kreisgericht 
die Vollstreckbarkeit beantragen. Das gleiche Recht hat 
hinsichtlich der Geldbuße der örtliche Rat (§60 Abs. 2).

(3) Für das Verfuhren über die Vollstreckbarkeits­
erklärung von Beschlüssen in Arbeitsrechtssachen gilt 
die Arbeitsgerichtsordnung vom 29. Juni 1961 (GBl. II
S. 271). Für das Verfahren über die Vollstreckbarkeits­
erklärungen in den anderen Sachen findet § 60 der 
Schiedskommissionsordnung vom 4. Oktober 1968 (GBl. I 
S. 299) entsprechende Anwendung.

(4) Gegen die Entscheidung des Kreisgerichtes über 
die Vollstreckbarkeit ist kein Rechtsmittel gegeben.

VI.

Besondere Bestimmungen

§62

Dauer der Entscheidungswirkung

(1) Die Entscheidungen der Konfliktkommission über 
Vergehen, Verfehlungen, Ordnungswidrigkeiten, Ver­
letzungen der Arbeitsdisziplin und der Schulpflicht und 
die festgelegten Erziehungsmaßnahmen bleiben für die 
Dauer eines Jahres nach Ablauf der Einspruchsfrist 
wirksam, soweit hierfür in anderen gesetzlichen Be­
stimmungen nicht eine längere Frist festgelegt ist. Nach 
Ablauf dieser Frist dürfen sie dem betroffenen Bürger 
nicht mehr vorgehalten werden.

(2) Die Vollstreckung von Ansprüchen aus Beschlüs­
sen der Konfliktkommission (§ 61) ist auch nach Ab­
lauf der in Abs. 1 genannten Frist möglich.
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§63

Besonderheiten der Verantwortlichkeit

Über Vergehen, bei denen die Voraussetzungen des 
§ 31 Abs. 2 vorliegen, sowie über Verfehlungen und 
Ordnungswidrigkeiten von Angehörigen der bewaffne­
ten Organe kann die Konfliktkommission nicht bera­
ten und entscheiden. Die Angehörigen der bewaffneten 
Organe unterliegen insoweit der Disziplinarbefugnis 
der Kommandeure oder der Leiter der Dienststellen.

VII.
Leitung und Unterstützung 
der Konfliktkommissionen

§64
Aufgaben,

der betrieblichen Gewerkschaftsleitungen

(1) Die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen sind für 
die Anleitung und Schulung der Mitglieder der Kon- 
fliktkomissionen verantwortlich. Sie werden dabei von 
den Betriebsleitern und den leitenden Mitarbeitern des 
Betriebes aktiv unterstützt.

(2) Die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen werden 
ihrer Verantwortung insbesondere dadurch gerecht, daß 
sie Berichte der Konfliktkommissionen entgegenneh­
men, die Tätigkeit der Konfliktkommissionen analysie­
ren und ihre Ergebnisse verallgemeinern. Sie werten 
regelmäßig gemeinsam mit den Betriebsleitern und den 
leitenden Mitarbeitern des Betriebes die Erfahrungen 
aus der Konfliktkommissionstätigkeit aus und sorgen 
dafür, daß sie für die Verbesserung der Leitungstätig­
keit im Betrieb genutzt werden.

/
Aufgaben der Betriebsleiter

§65
(1) Die Betriebsleiter und die leitenden Mitarbeiter 

des Betriebes sind verpflichtet, die Mitglieder der Kon­
fliktkommissionen bei der Ausübung ihrer verantwor­
tungsvollen Tätigkeit allseitig zu unterstützen. Sie 
haben auf Verlangen der Konfliktkommissionen an 
deren Beratungen teilzunehmen und den Konflikt­
kommissionsmitgliedern Einblick in die betrieblichen 
Unterlagen zu gewähren, soweit dies für die richtige 
Beurteilung der Sache und der Person des Bürgers not­
wendig ist und dem keine gesellschaftlichen Interessen 
entgegenstehen.

(2) Die Betriebsleiter und die leitenden Mitarbeiter 
des Betriebes sind verpflichtet, die Berichte und Analy­
sen der betrieblichen Gewerkschaftsleitungen über die 
Tätigkeit der Konfliktkommissionen für die Verbesse­
rung der betrieblichen Leitungstätigkeit auszuwerten.

(3) Sie haben in Belegschafts- und Gewerschafts- 
versammlungen sowie vor der zuständigen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung darüber zu berichten, wie sie die 
Mitglieder der Konfliktkommissionen bei der Wahr­
nehmung ihrer Aufgaben unterstützt haben und wie sie 
ihren eigenen Aufgaben zur allseitigen Unterstützung 
der Konfliktkommissionen nachgekommen sind.

§66
(1) Die Betriebsleiter und die leitenden Mitarbeiter 

des Betriebes haben dafür zu sorgen, daß den Konflikt­
kommissionsmitgliedern auf Kosten des Betriebes die 
sachlichen Voraussetzungen für die Ausübung ihrer 
Tätigkeit geschaffen werden. Hierzu gehört insbeson­
dere die Bereitstellung der erforderlichen gesetzlichen 
Unterlagen, der notwendigen Literatur, der Einsatz 
eines Protokollführers in den Beratungen und die Be­
reitstellung eines geeigneten Beratungsraumes.

(2) Den Mitgliedern der Konfliktkommissionen sind 
notwendige Auslagen — auch die, die im Zusammen­
hang mit der Anleitung und Schulung entstehen — auf 
Antrag durch den Betrieb zu erstatten.


